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Wochenblatt der 
Marktgemeinde Wiggensbach

Gemeindeamtliche Bekanntmachungen

Sitzung des Verwaltungsbeirates  
der Sozialdienst Wiggensbach gGmbH 
Am Mittwoch, 22. März 2023, findet um 20.00 Uhr im Sitzungs-
saal im WIZ eine nichtöffentliche Sitzung des Verwaltungsbei-
rates der Sozialdienst Wiggensbach gGmbH statt.

Stellenausschreibung für die Kinderkrippe  
für die zusätzliche Krippengruppe
Der Markt Wiggensbach sucht für seine zukünftige 6-gruppige 
Kinderkrippe zum 1. September 2023 eine/n Erzieher/in (w/m/d) 
mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von 32 Stunden, sowie zwei 
Kinderpfleger/innen (w/m/d) mit einer wöchentlichen Arbeitszeit 
von 20 bis 32 Stunden. In der Regel ist eine Kinderkrippen-
gruppe mit einer Erzieher/in und zwei Kinderpfleger/innen be-
setzt, die Kinder im Alter von 10 Monaten bis 3 Jahren betreuen 
und fördern. 
Die Bewerbung senden Sie bitte mit den üblichen Unterlagen  
an den Markt Wiggensbach, Frau Mair, Marktplatz 3, 87487 
Wiggensbach, oder mit elektronischer Post an gaby.mair@ 
wiggensbach.de. Für weitere Informationen stehen Ihnen Frau 
Send und Frau Zimmermann, Leitungen der Kinderkrippe,  
Telefon 08370/9290090, gerne zur Verfügung.

eCarsharing in Wiggensbach – ganz easy mobil sein!
•	 Mobilität zum günstigen und kalkulierbaren Preis, 
	 keine monatliche Gebühr und keine Fixkosten
•	 Nachhaltig und 

innovativ mobil dank 
E-Auto und Ökostrom 
an der Ladestation

•	 24/7 vor Ort verfügbar
Alle Informationen finden 
Sie unter: 
www.sirch-mobility.de. 

Bürgerversammlung verschoben!
Die für Donnerstag, 20. April 2023, vorgesehene Bürgerver-
sammlung muss leider verschoben werden. Ein neuer Termin 
wird noch bekannt gegeben. Vielen Dank für Ihr Verständnis!

Second-Hand-Basar in der Panoramarena
Am Samstag, 18. März 2023, findet ab 8.00 Uhr wieder der 
Second-Hand-Basar in der Panoramarena statt. Sollte es in 
den umliegenden Siedlungsgebieten zu Einschränkungen  
aufgrund parkender PKWs kommen, bitten wir um Verständnis.

Neufassung der Verbandssatzung des  
Zweckverbandes Abwasserverband Kempten (Allgäu)
Auf die Neufassung der Satzung, die in dieser Ausgabe des  
Wochenblattes abgedruckt ist, wird zur Beachtung hinge- 
wiesen. Ergänzend wird mitgeteilt, dass die neue Verbands-
satzung im Amtsblatt der Regierung von Schwaben Nr. 2 vom 
7. Februar 2023 bekannt gemacht wurde.

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses für den 
Bebauungsplan »Westenried-Straßacker«, 1. Änderung 
und Teilaufhebung, durch den Markt Wiggensbach
Der Markt Wiggensbach hat mit Beschluss vom 13. März 2023 
den Bebauungsplan »Westenried-Straßacker«, 1. Änderung und 
Teilaufhebung, bestehend aus den textlichen Festsetzungen, 
der Planzeichnung u. der Begründung als Satzung beschlossen.
Der oben genannte Satzungsbeschluss wird hiermit gem. § 10 
Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser Bekannt-
machung tritt der Bebauungsplan »Westenried-Straßacker«,  
1. Änderung und Teilaufhebung, in Kraft. Jedermann kann den 
Bebauungsplan, bestehend aus Planzeichnung, Satzung und 
Begründung beim Markt Wiggensbach, Bauamt, Marktplatz 3  
in 87487 Wiggensbach, während der Öffnungszeiten (Montag 
bis Freitag 8.00 bis 12.00 Uhr, Montag von 14.00 bis 18.00 Uhr 
und Mittwoch von 14.00 bis 16.00 Uhr) einsehen und über  
deren Inhalt Auskunft verlangen. Zudem soll der in Kraft getre-
tene Bebauungsplan mit Begründung im Internet unter: https://
www.wiggensbach.de/Aktuelles/Bauleitplanung eingestellt und 
einsehbar sein.

 

ohne Maßstab 

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verlet-
zung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln 
der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB 
wird hingewiesen. Unbeachtlich werden demnach
1.	eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche
	 Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
	 Formvorschriften,
2.	eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
	 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis 
	 des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes,
3.	nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des
	 Abwägungsvorgangs,
4.	nach § 214 Abs. 2a BauGB im beschleunigten Verfahren
	 beachtliche Fehler, 



wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
des Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der Gemeinde  
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Ver-
letzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. Außer-
dem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2  
sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. Danach erlöschen Entschä-
digungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB einge- 
tretene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jah-
ren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches her-
beigeführt wird.

Außenstelle Sozialpsychiatrischer 
Dienst Kempten der Diakonie Allgäu
Der nächste Termin findet am  
27. März 2023 statt. Die Beratung ist 
kostenlos und auf Wunsch  
anonym. Jasmin Jiwa unterliegt der 
Schweigepflicht. 
Wann: Jeden 4. Montag im Monat, 
Uhrzeit: 14.00 bis 17.00 Uhr, 
Ort: Rathaus, 1. Stock (Büro links).
Wir bitten Sie um vorherige telefo-
nische Terminvereinbarung unter Tele-
fon 0831/54059-246 oder 0173/1989740.
Jasmin Jiwa freut sich darauf Sie kennenzulernen.
Der Sozialpsychiatrische Dienst bietet Unterstützung für Men-
schen ab 18 Jahren an, die 
• �psychisch erkrankt sind oder sich in einer seelischen Krise 

befinden.
• �eine psychische Erkrankung befürchten 
• �eine/n Angehörige/n haben, die/der psychisch erkrankt ist 

oder sich in einer seelischen Krise befindet.
Die Beratung /Unterstützung besteht aus:
• �Klärung des Hilfebedarfs   • �Unterstützung bei Anträgen
• �Sozialrechtl. u. psychosoziale Beratung   • �Krisenintervention
• �Weitervermittlung an diverse Dienste und Einrichtungen

Fundamt: Eine Brille (Fundort: Parkplatz am Kapellengarten)

i.V. Christian Oberhaus, 2. Bürgermeister

Ende der gemeindeamtlichen Bekanntmachungen.
Verantwortlich für den gemeindeamtlichen Teil:

Thomas Eigstler, 1. Bürgermeister des Marktes Wiggensbach 
Marktplatz 3, 87487 Wiggensbach



Abwasserverband Kempten – Neufassung Verbandssatzung
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Abwasser-
verband Kempten (Allgäu) hat in ihrer Sitzung am 21. Dez. 2022 
eine Neufassung der Verbandssatzung vom 12. Dezember 2012 
(RABI Schw. 2013 S. 3) und den Beitritt der Gemeinde Wild-
poldsried beschlossen. Die Neufassung der Verbandssatzung 
und der Beitritt der Gemeinde Wildpoldsried wurden mit Schrei-
ben der Regierung von Schwaben vom 4. Januar 2023 gemäß 
Art. 20 Abs. 1, Art. 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 KommZG aufsichtlich 
genehmigt. Die Neufassung der Verbandssatzung wird hiermit 
gemäß Art. 48 Abs. 3 Satz 1 KommZG amtlich bekanntgemacht.

Verbandssatzung Abwasserverband Kempten (Allgäu)
Der Zweckverband Abwasserverband Kempten (Allgäu) erlässt 
aufgrund von Art. 44 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale 
Zusammenarbeit (BayRS 2020-6-1-I), zuletzt geändert durch  
§ 5 des Gesetzes vom 24. Juli 1998 (GVBl S. 424), durch Be-
schluss seiner Verbandsversammlung vom 21. Dezember 2022 
folgende Satzung. Übersicht:
I. Allgemeine Vorschriften
§ 1 - Rechtsstellung 
§ 2 - Verbandsmitglieder 
§ 3 - Räumlicher Wirkungsbereich 
§ 4 - Aufgaben des Zweckverbandes 
§ 5 - Übernahme vorhandener Anlagen 
§ 6 - Satzungen und Verordnungen
II. Verfassung und Verwaltung
§ 7 - Verbandsorgane 
§ 8 - Zusammensetzung der Verbandsversammlung 
§ 9 - Einberufung der Verbandsversammlung 
§ 10 - Sitzungen der Verbandsversammlung 
§ 11 - Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung 
§ 12 - Zuständigkeiten der Verbandsversammlung 
§ 13 - Rechtsstellung der Verbandsräte 
§ 14 - Verbandsvorsitzender und Stellvertreter 
§ 15 - Zuständigkeiten des Verbandsvorsitzenden 
§ 16 - Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden 
§ 17 - Geschäftsleitung
III. Wirtschafts- und Haushaltsführung
§ 18 - Anzuwendende Vorschriften 
§ 19 - Haushaltssatzung 
§ 20 - Deckung des Finanzbedarfs 
§ 21 - Kassenverwaltung 
§ 22 - Jahresabschluss, Prüfung
IV. Schlussbestimmungen
§ 23 - Öffentliche Bekanntmachung 
§ 24 - Besondere Zuständigkeit der Aufsichtsbehörde 
§ 25 - Auflösung 
§ 26 - Inkrafttreten
V. Lageplan

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN
§ 1 - Rechtsstellung
Der Zweckverband führt den Namen »Abwasserverband Kemp-
ten (Allgäu)«. Er ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 
Der Zweckverband hat seinen Sitz in Lauben.
§ 2 - Verbandsmitglieder
Verbandsmitglieder sind die Stadt Kempten (Allgäu), die Märkte 
Altusried, Buchenberg, Dietmannsried, Sulzberg und Wig-
gensbach sowie die Gemeinden Betzigau, Durach, Halden-
wang, Lauben, Oy-Mittelberg, Waltenhofen und Wildpoldsried 
des Landkreises Oberallgäu. Andere Gemeinden können dem 
Zweckverband auf Antrag beitreten. Der Beitritt bedarf einer 
Änderung der Verbandssatzung und der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde.
Jedes Verbandsmitglied kann zum Schluss eines Wirtschafts-
jahres aus dem Zweckverband austreten, wenn die Verbands-
versammlung mit einer Mehrheit von drei Vierteln der satzungs-
mäßigen Stimmenzahl zustimmt. Der Austritt muss mindestens 
ein Jahr vorher schriftlich erklärt werden; er bedarf einer Ände-
rung der Verbandssatzung und der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. Das Recht, aus wichtigem Grund zu kündigen 
(Art. 44 Abs. 3 KommZG), bleibt unberührt.
§ 3 - Räumlicher Wirkungsbereich
Der räumliche Wirkungsbereich des Zweckverbandes umfasst 
das Gebiet seiner Mitglieder.

§ 4 - Aufgaben des Zweckverbandes
Der Zweckverband hat die Aufgabe, eine gemeinsame Kläran-
lage und die erforderlichen Regenbecken, Pumpwerke und Ver-
bindungskanäle (Verbandssammler) zu den Ortsnetzen der Ver-
bandsmitglieder zu planen, zu bauen, zu unterhalten und zu 
betreiben (Verbandsanlage) und im Bedarfsfall zu erweitern.
Der Zweckverband übernimmt Abwasser aus den Ortsnetzen der 
Verbandsmitglieder zur Behandlung in seinen Anlagen. Die Ver-
bandsanlage ist im Lageplan vom Juli 2021 in Abschnitt V dar-
gestellt. Dieser ist Bestandteil dieser Satzung.
Der Zweckverband kann durch Vereinbarung mit einem oder 
mehreren Verbandsmitgliedern weitere Aufgaben der Abwas-
serentsorgung übernehmen nach Maßgabe von Art. 44 Abs. 1, 2 
Satz 1 und Art. 48 Abs. 1 Nr. 1 KommZG.
Der Zweckverband erfüllt seine Aufgabe ohne Gewinnabsicht. 
Er dient ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen Zwe-
cken im Sinne des Steuerrechts. Falls einzelne Einrichtungen 
Gewinn abwerfen, ist dieser den gemeinnützigen Zwecken des 
Verbandes zuzuführen. Das Recht und die Pflicht der Verbands-
mitglieder, die dem Zweckverband übertragenen Aufgaben zu 
erfüllen und die notwendigen Befugnisse gehen nach Maßgabe 
des § 6 auf den Zweckverband über.
Die Ortsnetze der Verbandsmitglieder müssen von diesen so 
gebaut, erhalten und erneuert werden, dass ein geordneter Be-
trieb der Verbandsanlagen gewährleistet bleibt. Die Verbands-
mitglieder erfüllen bezüglich ihrer Ortsnetze die gleichen Über-
wachungspflichten, wie sie dem Abwasserverband für sein 
Kanalnetz obliegen. Vor wesentlichen Änderungen, die auf den 
Betrieb der Anlagen des Zweckverbandes einen Einfluss haben, 
müssen sich die Mitglieder mit diesem ins Benehmen setzen. 
Der Zweckverband kann die an die Verbandsanlagen unmittel-
bar oder mittelbar angeschlossenen Abwasseranlagen auf ihren 
satzungsgemäßen Zustand prüfen.
Den Verbandsanlagen dürfen nur Abwässer und Schlämme zu-
geführt werden, die nach Menge und Beschaffenheit die Wir-
kung und den Bestand der Verbandsanlagen nicht schädlich 
beeinträchtigen.
§ 5 - Übernahme vorhandener Anlagen
Der Zweckverband kann durch Vereinbarung von den Ver-
bandsmitgliedern bestehende Anlagen unter Abzug der von den 
Verbandsmitgliedern hierfür erhaltenen Beihilfen zum Zeitwert 
übernehmen. Der Zweckverband tritt mit der Übernahme als 
Rechtsnachfolger in die für diese Anlagen bestehenden Rechte 
und Verpflichtungen ein.

§ 6 - Satzungen und Verordnungen
Der Zweckverband hat im Rahmen seines Aufgabenbereiches 
das Recht, Satzungen und Verordnungen zu erlassen. Das 
Recht zum Erlass von Entwässerungssatzungen und dazuge-
hörigen Beitrags- und Gebührensatzungen verbleibt jedoch bei 
den einzelnen Verbandsmitgliedern. Die Verbandsanlagen sind 
abgabenrechtlich Einrichtungen der Verbandsmitglieder.

II. VERFASSUNG UND VERWALTUNG

§ 7 - Verbandsorgane
Die Organe des Zweckverbandes sind die Verbandsversamm-
lung sowie der Verbandsvorsitzende.

§ 8 - Zusammensetzung der Verbandsversammlung
Die Verbandsversammlung besteht aus dem Verbandsvorsit-
zenden und den übrigen Verbandsräten. Verbandsräte sind der 
Oberbürgermeister der Stadt Kempten (Allgäu) und die jewei-
ligen 1. Bürgermeister der Verbandsmitglieder, sowie vier wei-
tere Verbandsräte, die vom Stadtrat der Stadt Kempten (Allgäu) 
aus seiner Mitte berufen werden.
Jeder Verbandsrat hat einen Stellvertreter, der ihn im Falle sei-
ner Verhinderung vertritt. Vertreter des Oberbürgermeisters und 
der 1. Bürgermeister sind deren jeweiligen Stellvertreter im Amt. 
Für die weiteren Verbandsräte benennt der Stadtrat der Stadt 
Kempten (Allgäu) Stellvertreter aus seiner Mitte. Verbandsräte 
können nicht Stellvertreter sein. Für die Vertretung im Ver-
bandsvorsitz gilt § 14. Beschäftigte des Zweckverbandes kön-
nen nicht Mitglieder der Verbandsversammlung sein.
Das Amt als Verbandsrat endet mit dem Ende der Amts- oder 
Wahlzeit; Entsprechendes gilt für die Stellvertreter. Die Ver-
bandsräte und ihre Stellvertreter üben ihr Amt bis zum Amtsan-
tritt der neuen Verbandsräte weiter aus.



§ 9 - Einberufung der Verbandsversammlung
Die Verbandsversammlung wird durch den Verbandsvorsitzen-
den schriftlich einberufen. Die Einladung muss Tagungszeit, 
-ort und die Beratungsgegenstände angeben und den Ver-
bandsräten spätestens eine Woche vor der Sitzung zugehen. In 
dringenden Fällen kann der Verbandsvorsitzende die Frist auf 
24 Stunden abkürzen.
Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens einmal ein-
zuberufen. Sie muss außerdem einberufen werden, wenn es ein 
Drittel der Verbandsräte unter Angabe der Beratungsgegen-
stände beantragen. Die Aufsichtsbehörde und das Wasserwirt-
schaftsamt Kempten (Allgäu) sind zu den Sitzungen einzuladen. 
Abs. 1 gilt entsprechend.

§ 10 - Sitzungen der Verbandsversammlung
Der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegenstände 
der Verbandsversammlung, leitet die Sitzung und handhabt die 
Ordnung während der Sitzung. Die Vertreter der Aufsichts- 
behörde, der Fachbehörden, der/die Geschäftsleiter/in sowie 
sein/e Stellvertreter/in haben das Recht, an den Sitzungen be-
ratend teilzunehmen. Auf Antrag ist ihnen das Wort zu erteilen. 
Die Verbandsversammlung kann auch andere Stellen und Per-
sonen zu den Sitzungen beiziehen.

§ 11 - Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung
Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche 
Verbandsräte ordnungsgemäß geladen und die anwesenden 
Verbandsräte die Mehrheit der sich aus Abs. 3 ergebenden 
Stimmenzahl erreichen. Wird die Verbandsversammlung wegen 
Beschlussunfähigkeit, die nicht auf der persönlichen Beteili-
gung der Mehrheit der Verbandsräte beruht, innerhalb von vier 
Wochen zum zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Ge-
genstand einberufen, so ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Erschienenen beschlussfähig; auf diese Folge ist in der zweiten 
Ladung ausdrücklich hinzuweisen.
Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit oder 
diese Satzung nicht etwas anderes vorschreiben, werden die Be-
schlüsse der Verbandsversammlung mit einfacher Mehrheit ge-
fasst; es wird offen abgestimmt. Die Verbandsräte haben je an-
gefangene 15.000 Einwohnerwerte (EW), die sie vertreten, eine 
Stimme. Die Verbandsräte der Stadt Kempten (Allgäu) haben 
zusammen 10 Stimmen (Oberbürgermeister 6, weitere Verbands-
räte je 1 Stimme). Daraus ergeben sich folgende Stimmenzahlen:
Stadt Kempten (Allgäu)	 10
Markt Altusried	 3
Markt Buchenberg	 1
Markt Dietmannsried	 1
Markt Sulzberg	 1
Markt Wiggensbach	 1
Gemeinde Betzigau	 1

Ändert sich bei einem Verbandsmitglied die für die Stimmenzu-
teilung maßgebliche Zahl der Einwohnerwerte, die sich aus der 
CSB-Fracht nach § 20 Ziff. 2.1.1 errechnet, so ist die Stimmen-
zahl entsprechend anzupassen. Die Satzung ist entsprechend 
zu berichtigen. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. 
Kein Verbandsrat darf sich der Stimme enthalten; enthält sich 
ein Verbandsrat entgegen dieser Verpflichtung der Stimme, so 
gehört er nicht zu den Abstimmenden.
In Fragen der Planung, des Baues und der Finanzierung der 
Verbandsanlagen, soweit sie von erheblicher Bedeutung für 
den Zweckverband und für die Verbandsmitglieder sind (Ge-
genstandswert mehr als 2,5 Mio. Euro), sowie in Fällen des § 12 
Abs. 1 Nr. 1.2 und 1.10, § 12 Abs. 2 Nr. 2.3 und 2.4 und § 12  
Abs. 3 kommt ein Beschluss nur zustande, wenn er mit einer 
Mehrheit von drei Vierteln der satzungsmäßigen Stimmenzahl, 
mindestens jedoch von drei Verbandsmitgliedern, in der Ver-
bandsversammlung gefasst wird.
Bei Wahlen gelten die Abs. 1 bis 3 entsprechend; die Vorschrif-
ten über die persönliche Beteiligung finden keine Anwendung. 
Es wird geheim abgestimmt. Gewählt ist, wer mehr als die Hälf-
te der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Wird die Mehrheit 
im ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet eine Stichwahl un-
ter den beiden Bewerbern mit der höchsten Stimmenzahl statt. 
Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los. 
Haben im ersten Wahlgang drei oder mehr Bewerber die gleiche 
Anzahl von Stimmen erhalten, so entscheidet das Los, welche 
Bewerber in die Stichwahl kommen. Hat ein Bewerber die 

Gemeinde Durach	 1
Gemeinde Haldenwang	 1
Gemeinde Lauben	 6
Gemeinde Oy-Mittelberg	 1
Gemeinde Waltenhofen	 1
Gemeinde Wildpoldsried	 1
Gesamtstimmenzahl	 29

höchste, zwei oder mehr Bewerber die gleiche nächst höhere 
Stimmenzahl erhalten, so entscheidet das Los, wer von diesen 
in die Stichwahl mit dem Bewerber mit der höchsten Stimmen-
zahl kommt.
Die Beschlüsse und Wahlergebnisse sind unter Angabe von  
Tag und Ort der Sitzung, der Namen der anwesenden Ver-
bandsräte, der behandelten Gegenstände und der Abstim-
mungsergebnisse (Stimmenverhältnis) in ein Beschlussbuch 
einzutragen und vom Verbandsvorsitzenden und vom Schrift-
führer zu unterzeichnen. Als Schriftführer kann eine Dienstkraft 
des Zweckverbandes oder eines Verbandsmitgliedes, soweit 
dieses zustimmt, zugezogen werden. Verbandsräte, die einem 
Beschluss nicht zugestimmt haben, können bis zum Schluss 
der Sitzung verlangen, dass das in der Niederschrift vermerkt 
wird. Abdrucke der Niederschriften über die Sitzungen der  
Verbandsversammlung sind der Aufsichtsbehörde und dem 
Wasserwirtschaftsamt Kempten (Allgäu) sowie allen Verbands-
mitgliedern zu übermitteln.

§ 12 - Zuständigkeiten der Verbandsversammlung
Die Verbandsversammlung ist ausschließlich zuständig für die 
Entscheidung über die Errichtung und die wesentliche Erweite-
rung der den Verbandsaufgaben dienenden Einrichtungen, die 
Aufnahme von Verbandsmitgliedern, die Beschlussfassung 
über die Haushaltssatzung, die Nachtragshaushaltssatzungen, 
sowie den Finanzplan, die Beschlussfassung über den Stellen-
plan für die Dienstkräfte, die Feststellung des Jahresabschlus-
ses und die Entlastung, die Wahl der Stellvertreter des Ver-
bandsvorsitzenden und die Festsetzung von Entschädigungen, 
die Bildung, Besetzung und Auflösung etwaiger Ausschüsse, 
den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Geschäfts-
ordnung für die Verbandsversammlung, den Erlass, die Ände-
rung oder die Aufhebung der Betriebsordnung, die Beschluss-
fassung über die Änderung der Verbandssatzung, den Erlass, 
die Änderung oder die Aufhebung von Satzungen und Verord-
nungen, die Auflösung des Zweckverbandes und die Bestellung 
von Abwicklern.
Die Verbandsversammlung beschließt ferner über die anderen 
ihr im Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit zugewiese-
nen Gegenstände, soweit nicht der Verbandsvorsitzende zu-
ständig ist, und über alle wichtigen und grundlegenden Angele-
genheiten des Zweckverbandes. Sie ist insbesondere zuständig 
für die Beschlussfassung über
2.1	 den Erwerb, die Belastung und die Veräußerung von 

Grundstücken,
2.2	 den Abschluss von Rechtsgeschäften aller Art, die für den 

Zweckverband Verpflichtungen in Höhe von mehr als 
100.000,– Euro mit sich bringen,

2.3	 die Erhebung von Umlagen,
2.4	 die Festsetzung und Änderung der Benutzungsbedingungen 

und Benutzungskosten,
2.5	 die organisatorische Änderung des Verbandsunternehmens,
2.6	 die Festsetzungen der Bedingungen beim Austritt eines 

Mitgliedes,
2.7	 die Einstellung, Entlassung u. Eingruppierung von Geschäfts-

leiter und dessen Stellvertreter sowie die Gestaltung der mit 
ihnen abzuschließenden Dienstverträge.

Die Verbandsversammlung kann durch Beschluss dem Ver-
bandsvorsitzenden, unbeschadet des Art. 34 Abs. 2 KommZG, 
allgemein oder im Einzelfall Angelegenheiten zur selbststän- 
digen Erledigung übertragen. Sie kann die Übertragung jeder-
zeit für die Zukunft widerrufen.
§ 13 - Rechtsstellung der Verbandsräte
Die Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig. Die Entschädigung 
der Verbandsräte erfolgt nach den Bestimmungen der Satzung 
zur Regelung der Entschädigung des Zweckverbandes Abwas-
serverband Kempten (Allgäu) vom 10. Januar 2001 in der je-
weils gültigen Fassung.
§ 14 - Verbandsvorsitzender und Stellvertreter
Verbandsvorsitzender ist der jeweilige Oberbürgermeister der 
Stadt Kempten (Allgäu). Für den Fall der Verhinderung des Vor-
sitzenden werden ein erster und ein weiterer Stellvertreter be-
stellt. Sie werden auf die Dauer von drei Jahren aus den ersten 
Bürgermeistern der übrigen Verbandsmitglieder gewählt.
Scheiden der Verbandsvorsitzende oder seine Stellvertreter aus 
ihrem kommunalen Wahlamt aus, so endet auch ihr Amt im 



Zweckverband. Sie üben es jedoch bis zum Amtsantritt ihres 
Nachfolgers im kommunalen Wahlamt weiter aus. Der dreijäh-
rige Turnus (Ziff. 2) wird durch Ausscheiden der Stellvertreter 
nicht unterbrochen.
§ 15 - Zuständigkeiten des Verbandsvorsitzenden
Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband nach au-
ßen. Er bereitet die Sitzungen der Verbandsversammlung vor 
und führt deren Vorsitz.
Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Ver-
bandsversammlung. Er erfüllt die ihm nach dem Gesetz über die 
kommunale Zusammenarbeit ausdrücklich zugewiesenen Auf-
gaben und erledigt im Übrigen in eigener Zuständigkeit alle An-
gelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung kraft Gesetzes 
dem 1. Bürgermeister zukommen. Durch Beschluss der Ver-
bandsversammlung können dem Verbandsvorsitzenden unbe-
schadet des § 12 weitere Angelegenheiten zur selbstständigen 
Erledigung übertragen werden. Die Übertragung kann jederzeit 
widerrufen werden.
Der Verbandsvorsitzende wird im Falle seiner rechtlichen und 
tatsächlichen Verhinderung durch den ersten Stellvertreter, 
wenn auch dieser verhindert ist, durch den weiteren Stellvertre-
ter vertreten. Der Verbandsvorsitzende kann einzelne Befugnis-
se seinen Stellvertretern und laufende Verwaltungsangelegen-
heiten Dienstkräften des Zweckverbandes oder mit Zustimmung 
eines Verbandsmitgliedes dessen Dienstkräften übertragen.
Der Verbandsvorsitzende ist für die Begründung von Verbind-
lichkeiten und für Leistungen bis zu 100.000,– Euro zuständig.
Erklärungen, durch die der Zweckverband verpflichtet werden 
soll, bedürfen der Schriftform.
Der Verbandsvorsitzende ist ferner befugt, anstelle der Ver-
bandsversammlung dringliche Anordnungen zu treffen und un-
aufschiebbare Geschäfte zu besorgen. Hiervon hat er der Ver-
bandsversammlung in der nächsten Sitzung Kenntnis zu geben.
Der Verbandsvorsitzende übt die Dienstaufsicht über die Be-
diensteten des Zweckverbandes aus.
§ 16 - Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden
Der Verbandsvorsitzende und seine Stellvertreter sind ehren-
amtlich tätig. Sie erhalten Ersatz ihrer Auslagen und Entschädi-
gung nach den Bestimmungen der Satzung zur Regelung der 
Entschädigung für Verbandsräte des Zweckverbandes Abwas-
serverband Kempten (Allgäu) vom 10. Januar 2001 in der je-
weils gültigen Fassung. 
§ 17 - Geschäftsleitung
Zur Unterstützung des Verbandsvorsitzenden bestellt die Ver-
bandsversammlung eine/n Geschäftsleiter/in und eine/n Stell-
vertreter/in. Ihre Aufgaben und Befugnisse ergeben sich allge-
mein aus der Geschäftsordnung, der Dienstordnung und der 
Betriebsordnung sowie aus den jeweiligen Dienstverträgen und 
aus Einzelanordnungen der Verbandsorgane.

III. WIRTSCHAFTS- UND HAUSHALTSFÜHRUNG
§ 18 - Anzuwendende Vorschriften
Für die Wirtschafts- und Haushaltsführung des Zweckverban-
des gelten die Vorschriften für Eigenbetriebe (§ 10–24 EBV) 
entsprechend, soweit sich nicht aus dem Gesetz über die kom-
munale Zusammenarbeit und der Gemeindeordnung etwas an-
deres ergibt.

§ 19 - Haushaltssatzung
Die Haushaltssatzung enthält die Festsetzung der Abschluss-
zahlen des Wirtschaftsplanes getrennt nach Erfolgsplan und 
Finanzplan; die Angaben über die Umlagefestsetzung; die Fest-
setzung des Höchstbetrages der Kassenkredite; die Festset-
zung des Höchstbetrages der Darlehen zur Finanzierung des 
Finanzplanes; den Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächti-
gungen für künftige Wirtschaftsjahre.
Der Entwurf der Haushaltssatzung ist den Verbandsmitgliedern 
eine Woche vor der Beschlussfassung in der Verbandsver-
sammlung zu übermitteln. Die Haushaltssatzung ist vor Beginn 
des Wirtschaftsjahres zu beschließen und mit ihren Anlagen  
der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Wirtschaftsjahr ist das Ka-
lenderjahr.
Die Haushaltssatzung wird, wenn rechtsaufsichtliche Geneh-
migungen erforderlich sind, nach Erteilung der Genehmigung, 
sonst einen Monat nach der Vorlage an die Aufsichtsbehörde 
nach § 23 Abs. 1 bekanntgemacht.

§ 20 - Deckung des Finanzbedarfs
Der Zweckverband erhebt von seinen Verbandsmitgliedern 
Umlagen.
1. Investitionsumlage
1.1  Der durch Zuschüsse, Kredite und sonstige Einnahmen 
nicht gedeckte Finanzbedarf des Zweckverbandes für Investi-
tionen im Sinne des § 87 Nr. 20 KommHV (Ausgaben für die 
Veränderung des Anlagevermögens) wird auf die Verbandsmit-
glieder umgelegt (Investitionsumlage).
1.1.1  Umlageschlüssel für Investitionen am Gruppenklärwerk 
ist der Umlageschlüssel wie in Ziff. 2.1.1 Sätze 2, 3, 4, 5 und 6.
1.1.2  Umlageschlüssel für Investitionen an den übrigen Verbands-
anlagen ist der Umlageschlüssel wie in Ziff. 2.1.2 Sätze 2 und 3.
1.2  Die Investitionsumlage wird in der Haushaltssatzung für je-
des Wirtschaftsjahr neu festgesetzt. Sie kann nur während des 
Wirtschaftsjahres durch eine Nachtragshaushaltssatzung geän-
dert werden.
1.3  Die Investitionsumlage wird mit einem Zwölftel ihres Jah-
resbeitrages am 10. jeden Monats fällig. Wird sie nicht recht-
zeitig entrichtet, so werden von den säumigen Verbandsmit-
gliedern Verzugszinsen bis zu 0,5 v.H. für jeden vollen Monat 
gefordert.
1.4  Ist die Investitionsumlage bei Beginn des Wirtschaftsjahres 
noch nicht festgesetzt, so kann der Zweckverband bis zur Fest-
setzung vorläufig Teilbeträge in Höhe der im abgelaufenen Wirt-
schaftsjahr zuletzt erhobenen Teilbeträge erheben. Nach Fest-
setzung der Umlage für das laufende Wirtschaftsjahr sind die 
vorläufigen Zahlungen zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt abzu-
rechnen.

2. Betriebskostenumlage
2.1  Der durch sonstige Erträge nicht gedeckte laufende Finanz-
bedarf wird auf die Verbandsmitglieder umgelegt (Betriebskos-
tenumlage). Zum laufenden Finanzbedarf im Sinne dieser Be-
stimmung gehören:
2.1.1-1  Alle Aufwendungen für das Gruppenklärwerk, die dem 
Erfolgsplan zuzuordnen sind, abzüglich Zinsen.
2.1.1- 2  Umlageschlüssel ist das jährlich zu ermittelnde Ver-
hältnis der CSB-Schmutzfracht aus dem Gebiet des Verbands-
mitgliedes im Verhältnis zur Summe der CSB-Schmutzfrachten 
der angeschlossenen Verbandsmitglieder.
2.1.1- 3 � Für die Abrechnung gilt folgende Formel 

U = F x CSB / CSB gesamt
U = Umlagenanteil des jeweiligen Verbandsmitgliedes 
F = Finanzbedarf 
CSB = chemischer Sauerstoffbedarf (t) des jeweiligen  
Verbandsmitgliedes im Abrechnungsjahr
CSB gesamt = Summe d. CSB aller Mitglieder im Abrechnungsjahr
2.1.1-4 � Ermittlung des CSB für jedes Verbandsmitglied:
Der chemische Sauerstoffbedarf pro Jahr ist regelmäßig aus 
den 24-Stunden-Mischproben von 14 Tagesbestimmungen bei 
Trockenwetter zu ermitteln, wobei sich die 14 Einzelbestim-
mungen auf zwei Messreihen mit jeweils einem vollen Wochen-
zyklus verteilen.
2.1.1- 5  Die zur Schmutzfrachtermittlung erforderlichen Ab-
wassermengen sind fortlaufend zu messen.
2.1.1- 6  Stehen ausnahmsweise Messwerte nicht zur Verfü-
gung, werden in diesen Sonderfällen Näherungswerte ermittelt 
und der Abrechnung zugrunde gelegt.
2.1.2-1  Alle Aufwendungen für die übrigen Verbandsanlagen, 
die dem Erfolgsplan zuzuordnen sind, ausgenommen Zinsen für 
Kredite zur Finanzierung der Verbandsanlagen und Stromkos-
ten für die Pumpwerke.
2.1.2-2  Umlageschlüssel ist die Abwassermenge und errech-
net sich für die Verbandsmitglieder nach folgender Formel:
U = F x Q / Q gesamt
U = Umlagenanteil des jeweiligen Verbandsmitgliedes
F = Finanzbedarf
Q = Abwassermenge (cbm) des Verbandsmitgliedes  
im Abrechnungsjahr
Q gesamt = Summe Q (cbm) aller Mitglieder im Abrechnungsjahr
2.1.2- 2  Stehen ausnahmsweise Messwerte nicht zur Verfü-
gung, werden in diesen Sonderfällen Näherungswerte durch 
Schätzung ermittelt und der Abrechnung zugrunde gelegt.
2.1.3  Kapitaldienstumlage:
Die Ausgaben für die ordentliche Tilgung von Krediten im Ver-



mögensplan, sowie die Zinsen im Erfolgsplan. Umlageschlüssel 
ist für Kredite, die zur Finanzierung von Investitionen des Grup-
penklärwerks aufgenommen wurden, der Umlageschlüssel 
nach Nr. 1.1.1; für Kredite die zur Finanzierung von Investitionen 
der übrigen Verbandsanlagen aufgenommen wurden, der Um-
lageschlüssel nach Nr. 1.1.2. Kassenkreditzinsen sind nach 
dem Umlageschlüssel der Nr. 2.1.1 umzulegen.
2.2  Die Stromkosten für das Pumpen von Abwasser sind von 
dem jeweiligen Verbandsmitglied, von dem sie verursacht wer-
den, zu tragen. Sind mehrere Verbandsmitglieder an einem 
Pumpwerk beteiligt, werden die Kosten sinngemäß nach der 
Formel der Ziff. 2.1.2 auf die jeweils verursachenden Mitglieder 
umgelegt.
2.3  Ist ein Verbandsmitglied noch nicht an das Gruppenklär-
werk angeschlossen, so werden die Kosten aus Ziff. 2.1.1, ab-
züglich der Abwasserabgabe und der Kosten aus Betrieb und 
Wartung, sowie der Kosten aus Ziff. 2.1.2 nach dem Umlage-
schlüssel der Ziff. 1.1.1 auf das Verbandsmitglied umgelegt. Die 
Bestimmungen in Ziff. 2.1.3 und 2.2 bleiben hiervon unberührt.
2.4  Die Betriebskosten- und Kapitaldienstumlage ist mit einem 
Zwölftel ihres Jahresbeitrages am 10. jeden Monats fällig. Wird 
sie nicht rechtzeitig entrichtet, so werden von den säumigen 
Verbandsmitgliedern Verzugszinsen bis zu 0,5 v.H. für jeden 
vollen Monat gefordert.
2.5  Sind die Betriebskostenumlage und die Kapitaldienstum-
lage bei Beginn des Wirtschaftsjahres noch nicht festgesetzt, 
so kann der Zweckverband bis zur Festsetzung vorläufige Teil-
beträge in Höhe der im abgelaufenen Wirtschaftsjahr zuletzt 
erhobenen Teilbeträge erheben. Nach Festsetzung der Umlage 
für das laufende Wirtschaftsjahr sind die vorläufigen Zahlungen 
zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt abzurechnen.
3.  Die Verbandsversammlung kann in besonders begründeten 
Einzelfällen durch Beschluss von den in den Ziffern 1 und 2 
festgelegten Regelungen zur Umlage der Kosten Investitions-
umlage und Betriebskostenumlage abweichen.
Die Umlagebeträge sind den einzelnen Verbandsmitgliedern 
durch schriftlichen Bescheid mitzuteilen (Umlagebescheid).

§ 21 - Kassenverwaltung
Der Kassenverwalter und sein Stellvertreter werden von der 
Verbandsversammlung bestellt. Aufgaben und Geschäftsgang 
der Kasse regelt eine Dienstanweisung.

§ 22 - Jahresabschluss, Prüfung
1. Der/die Verbandsvorsitzende legt den Jahresabschluss der 
Verbandsversammlung innerhalb von sechs Monaten nach Ab-
schluss des Wirtschaftsjahres vor. 
2. Die Verbandsversammlung veranlasst im Einzelfall die örtli-
che Vorprüfung des Jahresabschlusses durch das Rechnungs-
prüfungsamt der Stadt Kempten (Allgäu). 
3. Der Jahresabschluss soll vom Rechnungsprüfungsausschuss 
örtlich geprüft werden. Der Rechnungsprüfungsausschuss ist 
aus der Mitte der Verbandsversammlung zu bilden. Er besteht 
aus drei Verbandsräten für die Dauer von drei Jahren.
4. Nach Durchführung der Prüfung seitens des Rechnungsprü-
fungsausschusses bzw. durch das Rechnungsprüfungsamt der 
Stadt Kempten (Allgäu) und Aufklärung etwaiger Unstimmig-
keiten stellt die Verbandsversammlung alsbald, jedoch in der 
Regel bis zum 30. Juni des auf das Wirtschaftsjahr folgenden 
übernächsten Jahres den Jahresabschluss in öffentlicher Sit-
zung fest und beschließt über die Entlastung.

IV. SCHLUSSBESTIMMUNGEN
§ 23 - Öffentliche Bekanntmachung
1. Die Satzungen und Verordnungen des Zweckverbandes wer-
den in den Amtsblättern der Verbandsgemeinden bekannt ge-
macht. Die Satzungen und Verordnungen können in der Ge-
schäftsstelle des Zweckverbandes eingesehen werden.
2. Sonstige öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverban-
des sind in ortsüblicher Weise vorzunehmen. Die Aufsichtsbe-
hörde kann darüber hinaus eine Veröffentlichung in ihrem Amts-
blatt verlangen.

§ 24 - Besondere Zuständigkeit der Aufsichtsbehörde
1. Die Aufsichtsbehörde kann die Verbandsversammlung ein-
berufen, wenn der Verbandsvorsitzende und seine Stellvertreter 
verhindert sind und die Tagung der Verbandsversammlung un-
aufschiebbar ist.
2. Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und den Ver-

bandsmitgliedern, wenn sie sich gleichgeordnet gegenüber-
stehen, und bei Streitigkeiten der Mitglieder des Zweckver- 
bandes untereinander aus dem Verbandsverhältnis ist die Auf-
sichtsbehörde zur Schlichtung anzurufen.

§ 25 - Auflösung
Die Auflösung des Zweckverbandes bedarf einer Mehrheit von 
drei Vierteln der satzungsmäßigen Stimmenzahl in der Verbands-
versammlung und der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die 
Auflösung ist wie die Verbandssatzung bekanntzumachen.
Wird der Verband aufgelöst, so haben die beteiligten Verbands-
mitglieder das Recht, die auf ihrem Gebiet gelegenen Gegen-
stände des Anlagevermögens des Zweckverbandes zum Zeit-
wert zu übernehmen. Im Übrigen ist das Vermögen zu veräußern 
und der Erlös nach Befriedigung der Gläubiger an die Verbands-
mitglieder unter Anrechnung der übernommenen Gegenstände 
nach dem Verhältnis der von ihnen insgesamt entrichteten In-
vestitionsumlagebeträge zu verteilen. Soweit das Vermögen die 
entrichteten Investitionsumlagebeträge übersteigt, darf es nur 
für steuerbegünstigte Zwecke verwendet werden.
Scheidet ein Verbandsmitglied aus dem Zweckverband aus, 
ohne dass dadurch der Zweckverband aufgelöst wird, so wird 
es mit dem Betrag abgefunden, den es bei der Auflösung erhal-
ten würde, wenn der Zweckverband zum Zeitpunkt seines Aus-
scheidens aufgelöst würde. Der Abfindungsanspruch wird zwei 
Jahre nach dem Ausscheiden, spätestens im Fall der Auflösung 
des Zweckverbandes fällig. Die Beteiligten können für die Be-
rechnung der Fälligkeit des Abfindungsanspruches eine abwei-
chende Regelung vereinbaren.
Wird der Zweckverband aufgelöst, ohne dass seine bisherigen 
Aufgaben auf andere juristische Personen des öffentlichen 
Rechts mit Dienstherrenfähigkeit übergehen, so hat bei Über-
nahme der Verbandsanlage durch ein Verbandsmitglied dieses 
die Beamten und Versorgungsempfänger zu übernehmen.
Ansonsten haben die im Zeitpunkt der Auflösung vorhandenen 
Verbandsmitglieder die Beamten und Versorgungsempfänger 
nach dem Verhältnis der Stimmenzahl in der Verbandsver-
sammlung (vgl. § 11 Abs. 3) zu übernehmen.

§ 26 - Inkrafttreten
Diese Verbandssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung im Amtsblatt der Regierung von Schwaben in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung vom 12. Dezember 2012 
(Amtsblatt 1, 2013) außer Kraft.

V. LAGEPLAN:

Kempten (Allgäu), 5. Januar 2023
Zweckverband Abwasserverband Kempten (Allgäu)
Thomas Kiechle, Oberbürgermeister, Verbandsvorsitzender


